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Betreff: Überführungsfahrten ­ materielle und formale Anforderungen an Fahrzeuge 

Bezug: 

Anlagen: 0 

Es wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass Fahrzeuge nur für ihren bestimmungsgemäßen 

Gebrauch eingesetzt werden. Andere Verwendungen sind durch den Gesetzgeber nicht definiert, 

dennoch verkehren Fahrzeuge auch außerhalb des bestimmungsgemäßen Gebrauches im Rah­

men sogenannter „Überführungsfahrten“ auf öffentlichen Eisenbahnen. Dem Eisenbahn­

Bundesamt ist bekannt geworden, dass es auf der Betreiberseite unterschiedliche Sichtweisen 

und Umgangsweisen bei Überführungsfahrten gibt. Um den nach § 4 (1), (3) AEG Verpflichteten 

die Erfüllung ihrer Sicherheitspflichten zu erleichtern, bedarf es einer Klarstellung des Begriffes 

„Überführungsfahrt“ und der damit einhergehenden Anforderungen an Fahrzeuge und die betrieb­

liche Umgangsweise. 

Unberührt bleibt an diese Stelle die „Probefahrt“, diese ist samt der dabei zu beachtenden Voraus­

setzungen im § 40 (8) EBO sowie im § 2 (10) TEIV i. V. m. § 6 (7) TEIV behandelt. Mit diesem 

Schreiben werden frühere Veröffentlichungen des Eisenbahn­Bundesamtes zum Thema „Überfüh­

rungsfahrten“ ersetzt. 

Hausanschrift: Überweisungen an Bundeskasse Trier 
Heinemannstraße 6, 53175 Bonn Deutsche Bundesbank, Filiale Saarbrücken 
Tel.­Nr. +49 (228) 9826­0 BLZ 590 000 00 Konto­Nr. 590 010 20 
Fax­Nr. +49 (228) 9826­199 IBAN DE 81 5900 0000 0059 0010 20 BIC: MARKDEF1590 

Formgebundene, fristwahrende oder sonstige rechtserhebliche Erklärungen sind ausschließlich auf dem Postweg einzureichen. 



 

           

 

           

                     

             

                     

               

                 

 

                 

         

 

                     

                     

           

 

                   

                       

 

                   

               

                 

 

                      

 

                        

                         

                 

                     

                     

               

 

       

                           

                     

                   

                     

                     

Abgrenzung zwischen „bestimmungsgemäßem Gebrauch“ und „Überführungsfahrt“ 

Bestimmungsgemäßer Gebrauch liegt dann vor, wenn ein Fahrzeug unter Berücksichtigung seiner 

konstruktiven Eigenschaften zweckentsprechend eingesetzt wird (insbesondere Ziehen/Schieben 

von anderen Fahrzeugen, Beförderung von Reisenden oder Gütern), einschließlich der damit 

zusammenhängenden Fahrten dispositiver Art (z. B. Leerreisezüge, Lok­ohne­Zug­Fahrten, Tur­

nusverkehre, Ortswechselfahrten von Nebenfahrzeugen von einem Einsatzort zum anderen). 

Unter Überführungsfahrten werden im Gegensatz zum bestimmungsgemäßen Gebrauch weitere 

Arten von Fahrzeugbewegungen verstanden, insbesondere: 

1.	 i. d. R. einmalige Fahrten mit nicht abgenommenen oder inbetriebnahmegenehmigten 

Fahrzeugen im Rahmen von Neubau­/ Umbauprojekten oder aus dem Ausland zu ver­

schiedenen Zwecken. Beispiele seien (nicht abschließend): 

•	 Fahrten zum Zwecke des Verbringens von Fahrzeugen außerhalb des Geltungsbe­

reiches der EBO (Export), hier auch Transit durch das Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland, 

•	 Fahrten von Fahrzeugen, die im Endzustand mit abgenommenen oder 

inbetriebnahmegenehmigten Fahrzeugen konform sind, aber noch nicht diesen Fer­

tigungsstand erreicht haben und zu einem anderen Produktionsstandort befördert 

werden, 

•	 Fahrten von Baumustern / Prototypen zu Ausstellungen, Messen o. ä.. 

2.	 i. d. R. einmalige Fahrten mit in Betrieb genommenen Fahrzeugen, deren Untersuchungs­

frist abgelaufen ist und die zum Zwecke der Instandhaltung oder zur Verschrottung oder 

anderweitigen dauerhaften Herausnahme aus dem Eisenbahnbetrieb (bspw. als Denkmal 

oder nicht rollfähiges Ausstellungsstück) an einen anderen Ort verbracht werden. Weiterhin 

Fahrten mit Fahrzeugen, die ausschließlich aufgrund einer Havarie (s. Erläuterung unten) 

die materiellen Anforderungen der EBO nicht mehr erfüllen. 

Konkretisierung des Begriffes „Havarie“:
 

Der Begriff der Havarie bedeutet hier, dass die materiellen Anforderungen der EBO vor der
 

Havarie eingehalten waren und nach bzw. durch die Havarie vorübergehend nicht einge­


halten sind und dieser Zustand unerwartet im Rahmen des bestimmungsgemäßen Ge­


brauchs aufgetreten ist. Für eventuelle Fahrten mit solchen Fahrzeugen ausschließlich zur
 

Streckenräumung mit dem Zweck, den sonstigen Bahnbetrieb nicht länger als erforderlich
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zu stören bis zur nächstgelegenen, für diesen Zweck geeigneten Betriebsstelle, bedarf es 

keiner Ausnahmegenehmigung gemäß § 3 (1) EBO. 

Die unter 1. und 2. beschriebenen Fahrten werden nicht unter dem Oberbegriff „Betrieb“ des Fahr­

zeuges angesiedelt, denn der Betrieb eines Fahrzeuges ist als „bestimmungsgemäßer Gebrauch“, 

wie oben beschrieben, definiert. Unter den oben unter 1. und 2. aufgeführten Beispielen von Über­

führungsfahrten wird kein bestimmungsgemäßer Gebrauch verstanden. Liegt aber kein bestim­

mungsgemäßer Gebrauch vor, dann kann auch kein Betrieb unterstellt werden. Fahrzeuge, die 

unter derartigen Randbedingungen auf dem öffentlichen Schienennetz bewegt werden, bedürfen 

daher 

• keiner behördlichen Erlaubnis (nach § 32 (1) EBO bzw. § 6 TEIV), 

• keiner Registrierung in einem nationalen Fahrzeugregister, 

• keiner planmäßig wiederkehrenden Untersuchung gem. § 32 (2) ff EBO. 

Unbenommen dessen müssen die Fahrzeuge stets einen Zustand aufweisen, der die sichere 

Durchführung der Überführungsfahrt gewährleistet. Auf Basis einer Gefährdungsanalyse sind ggf. 

besondere Einschränkungen oder Maßnahmen (z. B. bzgl. der Höchstgeschwindigkeit, des Be­

gegnungsverkehrs oder der zu befahrenden Infrastruktur) festzulegen, zu dokumentieren und zu 

überwachen. Sind die materiellen Bestimmungen der EBO nicht eingehalten, so ist ein Antrag auf 

Ausnahme nach § 3 (1) EBO bei der zuständigen Behörde zu stellen (siehe aber Ausführungen 

zum Havariefall). Verantwortlich hierfür ist stets und vollumfänglich das die Überführungsfahrt 

durchführende Eisenbahnverkehrsunternehmen, welches dem Eisenbahninfrastrukturunterneh­

men als Trassennutzer bekannt ist. Es hat den Zustand der Fahrzeuge vor der Überführungsfahrt 

in geeigneter Weise festzustellen und ggf. entsprechende Einzelheiten für die durchzuführende 

Überführungsfahrt einschließlich der damit zusammenhängenden Prozesse und Verfahren festzu­

legen und zu dokumentieren. Die Beförderung von Gütern und Personen sowie von angehängten 

Fahrzeugen (bei Triebfahrzeugen) ist nicht zulässig, da in diesen Fällen der bestimmungsgemäße 

Gebrauch vorliegt. Ggf. erforderliches technisches Begleitpersonal fällt nicht unter den Begriff 

„Personenbeförderung“. Als Begleitpersonal dürfen nur Betriebsbeamte gem. § 47 EBO eingesetzt 

werden. Soll mehr als eine Begleitperson pro Fahrzeug eingesetzt werden, ist dies im Einzelnen 

technisch zu begründen. Verantwortlich ist auch hier vollumfänglich das verantwortliche Eisen­

bahnverkehrsunternehmen. Die Befugnisse der Eisenbahnaufsichtsbehörden bleiben unberührt. 

Wiederkehrende bzw. regelmäßige oder oftmalige Fahrten sind als „Betrieb“ des Fahrzeuges an­

zusehen. Hier trifft der Begriff „Überführungsfahrt“ im Sinne der oben angeführten Befreiung von 

den Bestimmungen der EBO bzw. der TEIV nicht zu, so dass auch hinsichtlich der materiellen und 

formalen Anforderungen an diese Fahrzeuge keine Zugeständnisse gemacht werden können. Von 
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einer Regelmäßigkeit oder Oftmaligkeit kann ausgegangen werden, wenn die Fahrten in so kurzen 

Zeitabständen durchgeführt werden, dass in einer planmäßig durchzuführenden periodischen In­

spektionsfrist für das Fahrzeug mehr als eine Fahrt stattfinden würde. Maßgeblich sind im Einzel­

nen die Vorgaben des o. a. Eisenbahnverkehrsunternehmens in Bezug auf die zu prüfenden Bau­

gruppen (insbesondere Rahmen, Fahrwerk, Zug­ und Stoßeinrichtung, Bremse). Ist zum Beispiel 

eine Bremsanlage danach spätestens nach einem Jahr zu inspizieren, muss bei mehr als einer 

Fahrt innerhalb dieses Zeitraumes ein Betrieb des Fahrzeuges, da oftmalige Fahrt, unterstellt 

werden. 

In diesen Fällen 

•	 sind die Bestimmungen der EBO bzw. der TEIV vollumfänglich einzuhalten und 

•	 ist das Fahrzeug in einem nationalen Fahrzeugregister zu registrieren, sofern TEN­

Strecken befahren werden. 

Ich weise darauf hin, dass auch Fahrten mit Fahrzeugen, deren Gebrauch nur noch dazu bestimmt 

ist, auf Ausstellungen, Messen usw. an verschiedenen Orten gezeigt zu werden („rollfähiges Aus­

stellungsstück“) der Definition des Begriffes „Betrieb“ unterfallen. Demzufolge sind auch solche 

Fahrzeuge im Sinne des oben Gesagten zu behandeln. 

Grundsätzlich und unabhängig vom Vorliegen hier beschriebener Randbedingungen ist weiterhin 

zu beachten, dass der Betrieb von überwachungsbedürftigen Anlagen nur dann zulässig ist, wenn 

diese die Bestimmungen des § 33 EBO vollumfänglich erfüllen. 

Ich bitte um Kenntnisnahme und Beachtung. 

gez. Dr. Thomasch 

(elektronisch) 
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